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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 3. Mai
2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Die 1963 geborene KlÃ¤gerin nahm zuletzt im Sommer 2002 an einem stationÃ¤ren
Heilverfahren der Beklagten teil. Sie wurde mit den Diagnosen 1. chronisches
pseudoradikulÃ¤res HWS-Syndrom, medial betonte BS-Protrusion C 5/6, 2. Diabetes
mellitus Typ II, 3. Grenzwerthypertonie, 4. intermittierende Sinustachykardie und 5.
Hepatopathie nicht geklÃ¤rter Genese als vollschichtig leistungsfÃ¤hig fÃ¼r ihren
bisherigen Beruf als Taxifahrerin entlassen.
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Ihren am 13. Februar 2003 gestellten Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung begrÃ¼ndete die zuletzt bis MÃ¤rz 2001 versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigte KlÃ¤gerin mit einem HWS- und einem BWS-Syndrom, einer
Hypertonie sowie einem Schmerzsyndrom.

Die Beklagte veranlasste daraufhin eine orthopÃ¤dische Begutachtung der
KlÃ¤gerin. Dr. R. beschrieb ein wiederkehrendes Hals- und LendenwirbelsÃ¤ulen-
sowie ein Schulter-Arm-Syndrom links. Die jeweiligen Beweglichkeiten seien, wenn
auch unter Zureden und Ablenkung, insgesamt nur mÃ¤Ã�ig eingeschrÃ¤nkt.
Eindeutige Kriterien einer Nervenwurzelkompressionsproblematik fÃ¤nden sich
nicht. Auch die Muskeleigenreflexe seien seitengleich mittellebhaft auslÃ¶sbar,
LÃ¤hmungen lÃ¤gen nicht vor. Die Untersuchungen mit neuro-orthopÃ¤dischem
Schwerpunkt seien insgesamt unauffÃ¤llig bei deutlichen Demonstrationstendenzen
gewesen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne daher noch mittelschwere 6 Stunden und mehr
unter Vermeidung von Arbeiten verbunden mit besonderer GebrauchsfÃ¤higkeit der
HÃ¤nde, hÃ¤ufigem BÃ¼cken, Ersteigen von Treppen, Leitern und GerÃ¼sten,
Heben und Tragen von Lasten, Gang- und Standsicherheit und Zwangshaltungen
verrichten.

GestÃ¼tzt hierauf lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 30. Juli 2003 den
Rentenantrag mit der BegrÃ¼ndung ab, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch mindestens 6
Stunden arbeitstÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein und sei damit nicht erwerbsgemindert. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen seien dagegen zum 10.04.2004 erfÃ¼llt.

Ihren dagegen erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin nicht. Mit
Widerspruchsbescheid vom 26. April 2004 wies die Beklagte den Widerspruch mit
der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, die KlÃ¤gerin sei nicht erwerbsgemindert. Ob sie einen
dem LeistungsvermÃ¶gen entsprechenden Arbeitsplatz inne habe bzw. dieser ihr
vermittelt werden kÃ¶nne, sei deswegen fÃ¼r einen Rentenanspruch nicht
ausschlaggebend.

Mit ihrer dagegen beim Sozialgericht Freiburg (SG) erhobenen Klage machte die
KlÃ¤gerin geltend, sie leide unter einer medial betonten Bandscheibenprotrusion.
Hierdurch komme es zu einer entsprechenden kompletten Verspannung der um die
Halswirbel befindlich liegenden Muskulatur. AuÃ�erdem sei ihr LeistungsvermÃ¶gen
durch einen Diabetes mellitus und eine Herz-Kreislauferkrankung mit
psychosomatischer Ã�berlagerung eingeschrÃ¤nkt. Ihr Gesundheitszustand
schlieÃ�e deswegen eine mindestens 6-stÃ¼ndige BeschÃ¤ftigung arbeitstÃ¤glich
aus.

Zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhaltes hat das SG die behandelnden Ã�rzte
der KlÃ¤gerin als sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt und die KlÃ¤gerin
anschlieÃ�end neurologisch/psychiatrisch begutachten lassen.

Der OrthopÃ¤de Dr. P. berichtete Ã¼ber Behandlungen wegen Beschwerden im
Bereich der Halswirbel mit Ausstrahlung in beide Schultern bzw. den linken Arm. Zu
einer EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens sehe er sich angesichts des
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Umstands, dass er die KlÃ¤gerin seit Ã¼ber einem Jahr nicht behandelt habe, nicht
in der Lage. Der Allgemeinmediziner J. fÃ¼hrte aus, dass die KlÃ¤gerin seit 1997 an
rezidivierenden HalswirbelsÃ¤ulenbeschwerden, cervikal radikulÃ¤r ausstrahlend in
den linken Arm leide. Sie fÃ¼hre keine konsequente Therapie durch und sei bei
insgesamt geringem organischem Schaden mit Somatisierungstendenz
rentenfixiert. HausÃ¤rztlicherseits kÃ¶nne er sich einer Leistungsbeurteilung von
mehr als 6 Stunden fÃ¼r eine leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeit anschlieÃ�en.
Der Neurologe S. fÃ¼hrte aus, er habe eine Armplexusirritation links diagnostiziert,
diese einer Behandlung mit Krankengymnastik zugeleitet und insgesamt keine
neurologische StÃ¶rung feststellen kÃ¶nnen.

Der Neurologe und Psychiater Dr. G. beschrieb eine schmerzhafte
BewegungseinschrÃ¤nkung der Kopfdrehung beidseitig links betont und eine
schmerzhafte Drehung im Bereich des linken Schultergelenkes. Die Genese der
durchgehenden Hyperpathie des linken Armes sei unklar vor dem Hintergrund des
regelrechten cerebralen Status. Es hÃ¤tten sich nÃ¤mlich keine Hinweise auf eine
periphere oder zentrale neurogene LÃ¤sion im Bereich des linken Armes gefunden.
Auch ein Carpaltunnelsyndrom kÃ¶nne ebenso wie eine Polyneuropathie oder ein
Diabetes mellitus ausgeschlossen werden. Es hÃ¤tten sich keine Hinweise auf eine
TrigeminusstÃ¶rung links gefunden. Die gemessenen Umfangsdifferenzen im
Bereich der oberen ExtremitÃ¤ten seien durch die RechtshÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin
erklÃ¤rbar. Sie kÃ¶nne daher seiner EinschÃ¤tzung nach noch mindestens 6
Stunden tÃ¤glich leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
in wechselnder KÃ¶rperhaltung unter Vermeidung von Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten sowie mittelschwieriger und schwieriger TÃ¤tigkeiten geistiger Art
verrichten.

Die KlÃ¤gerin hat noch einen Entlassungsbericht des stationÃ¤ren Aufenthaltes vom
17. bis 26.11.2004 von der S.-Klinik Bad B. vorgelegt, wonach sie als arbeitsfÃ¤hig
entlassen worden sei, aber felsenfest davon Ã¼berzeugt wÃ¤re, nicht mehr
arbeiten zu kÃ¶nnen. Dies beeinflusse in hohem AusmaÃ� ihre langzeitige
Therapieresistenz wie auch die geringe EigenaktivitÃ¤t zur Beendigung einer
ebenfalls bereits langzeitigen Arbeitslosigkeit und ArbeitsunfÃ¤higkeit.
Psychotherapeutisch-psychosomatisch habe kein psychopathologischer Befund mit
Krankheitswert erhoben werden kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin sei mit dem Bild einer
bereits langjÃ¤hrig persistierenden Zervikobrachialgie links aufgenommen worden.
Es habe sich in der HalswirbelsÃ¤ule eine ausgeprÃ¤gte Streckfehlhaltung mit
mÃ¤Ã�iger Osteochondrose und Unkovertebralarthrose HWK 5/6 sowie HWK 6/7 mit
zusÃ¤tzlich diskreter angulÃ¤r-kyphotischer Knickbildung im Segment HWK 5/6
gezeigt. Ein radikulÃ¤r-zervikales Kompressionsyndrom kÃ¶nne aber
ausgeschlossen werden.

GestÃ¼tzt hierauf wies das SG die Klage mit Urteil vom 3.5.2005 mit der
BegrÃ¼ndung ab, die KlÃ¤gerin sei nicht dauerhaft erwerbsgemindert. Sie leide
unter einem HWS- und LWS- sowie Schulter-Arm-Syndrom links ohne Hinweise auf
eine zentrale oder periphere neurogene SchÃ¤digung im Zusammenhang mit den
Nacken-, Schulter- und Armbeschwerden. Ein krankheitswerter
psychopathologischer Befund bestehe ebenfalls nicht. Die Richtigkeit dieser
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EinschÃ¤tzung des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen werde nicht zuletzt durch den
Entlassungsbericht der S.-Klinik belegt.

Gegen das am 17. Mai 2005 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am selben Tag
Berufung eingelegt, zu deren BegrÃ¼ndung sie vortrÃ¤gt, es gebe eine
entsprechende Divergenz zwischen den festgestellten BeeintrÃ¤chtigungen und
dem subjektiven Schmerz- und BeeintrÃ¤chtigungsempfinden bzw. den erlebten
Funktionsbehinderungen.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 3. Mai 2005 sowie den Bescheid vom 30.
Juli 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. April 2004 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihr Rente wegen voller, hilfsweise teilweise
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie erachtet das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend.

Zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhaltes hat der Senat ein Gutachten nach Â§
109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf Antrag der KlÃ¤gerin bei dem Psychiater,
Psychotherapeuten, Neurologen Dr. S. eingeholt.

Dieser fÃ¼hrte aus, dass bei der KlÃ¤gerin keine psychotherapeutische,
psychosomatische oder psychiatrische Erkrankung entsprechend den Kriterien der
ICD-10 vorliege. Insbesondere habe sich der Verdacht auf das Vorliegen einer
anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung nicht erhÃ¤rten lassen. Es bestehe
lediglich eine kontinuierliche und offenbar zunehmende ChronizitÃ¤t der
Schmerzsymptomatik. Diese hÃ¤nge mÃ¶glicherweise mit einem eher passiven
Krankheitsverhalten zusammen. Seiner Auffassung nach kÃ¶nne die KlÃ¤gerin
daher noch 6 Stunden und mehr an 5 Tagen in der Woche leichte TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausÃ¼ben.

Die Beteiligten wurden darauf hingewiesen, dass der Senat erwÃ¤gt, nach Â§ 153
Abs. 4 des SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Beschluss zu entscheiden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge verwiesen.

II.

Die nach den Â§Â§ 143, 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung
der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten nach Â§ 153
Abs. 4 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Beschluss entschieden hat, ist
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statthaft, da die Berufung einen Zeitraum von mehr als einem Jahr umfasst (Â§ 144
Abs. 1 Satz 2 SGG) und damit insgesamt zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Denn der angefochtene Bescheid vom
30. Juli 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. April 2004 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie hat keinen
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung sind im angefochtenen Urteil zutreffend dargestellt. Hierauf
nimmt der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen nach Â§ 153 Abs. 2 SGG
Bezug.

Diese Voraussetzungen liegen im Falle der KlÃ¤gerin nicht vor. Zwar erfÃ¼llt sie die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen zum Zeitpunkt der
Rentenantragstellung, wie sich aus dem angefochtenen Bescheid vom 30. Juli 2003
ergibt, sie ist jedoch weder teilweise noch voll erwerbsgemindert.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist sie vielmehr in der Lage, zumindest
leichte kÃ¶rperliche Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung unter Vermeidung
mittelschwerer und schwieriger TÃ¤tigkeiten geistiger Art sowie Arbeiten auf Leitern
und GerÃ¼sten 6 Stunden und mehr tÃ¤glich zu verrichten. Damit ist sie nicht
erwerbsgemindert. Das hat das SG im angefochtenen Urteil ausfÃ¼hrlich
begrÃ¼ndet dargelegt. Diesen AusfÃ¼hrungen schlieÃ�t sich der Senat in vollem
Umfang an und nimmt auf die EntscheidungsgrÃ¼nde Bezug.

ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass auch die Ermittlungen im Berufungsverfahren
die Richtigkeit dieser EinschÃ¤tzung bestÃ¤tigt haben. Das auf Antrag der KlÃ¤gerin
nach Â§ 109 SGG eingeholte Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. S. hat ergeben,
dass bei der KlÃ¤gerin die orthopÃ¤dischen Beschwerden eines HWS- und LWS-
sowie Schulter-Arm-Syndroms links im Vordergrund stehen, nicht jedoch irgendeine
Erkrankung aus dem psychotherapeutischen, psychosomatischen oder
psychiatrischen Bereich. Insbesondere konnte sich der Verdacht auf eine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung nicht erhÃ¤rten lassen. HierfÃ¼r fehlt es an den
erforderlichen krankheitswertigen emotionalen (neurotischen) Konflikten und/oder
erheblichen psychosozialen Problemen. FÃ¼r die Richtigkeit dieser EinschÃ¤tzung
spricht die soziale Anamnese des SachverstÃ¤ndigen, wonach die KlÃ¤gerin sozial
integriert ist, mit einem Freund zusammenlebt, seit Herbst 2004 in einem 1 EUR Job
in der Poststelle des Zentrums fÃ¼r Psychiatrie in Emmendingen von 08:45 Uhr bis
12:30 Uhr ohne weitere gesundheitliche Probleme arbeiten kann. Wie sÃ¤mtliche
Gutachter, so auch die erstinstanzliche SachverstÃ¤ndige Dr. G. ausgefÃ¼hrt
haben, liegt die ChronizitÃ¤t und Zunahme der Schmerzsymptomatik offenbar an
dem eher passiven Krankheitsverhalten der KlÃ¤gerin, die fixiert auf eine
RentengewÃ¤hrung ist, welches einer konsequenten Behandlung ihrer Beschwerden
entgegensteht. Die Leistungsbeurteilung von Dr. S. war deswegen fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar begrÃ¼ndet und befindet sich auch in Ã�bereinstimmung mit
sÃ¤mtlichen Vorgutachten.
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Nach alledem war deshalb die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen, wobei
die Kostenentscheidung auf Â§ 193 SGG beruht.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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